
 

 

  An das 
  Bundesministerium der Finanzen 
  Herrn Bundesminister Lars Klingbeil, MdB 
  -persönlich- 
 
  per Mail 
 
            Berlin, den 25.11.2025
  
       
   
   Sehr geehrter Herr Minister, 
   
 
   der Beitrag „Uber, Bolt und Co. Abzocke außer Kontrolle?“ in der Sendung von REPORT MAINZ 
   am 18. November hat eindrucksvoll dokumentiert, dass Schwarzarbeit, Lohndumping und die 
   Hinterziehung von Sozialbeiträgen bei unseriösen Mietwagenportalen und -unternehmen die 
   Regel und nicht die Ausnahme sind. Außerdem entstehen dem Staat durch diese Praktiken 
   erhebliche Mindereinnahmen.  
 
   Auf diese eklatanten Missstände, ja: kriminellen Machenschaften hatten wir Sie bereits in 
   unserem Schreiben vom 30. Juni 2025 hingewiesen.  
 
   Darin haben wir zugleich wir für einen fairen Wettbewerb zwischen dem seriösen,  
   gesetzestreuen Taxi- und Mietwagengewerbe und dem umstrittenen Plattformbetreiber Uber 
   sowie dessen Leistungserbringern plädiert und uns klar gegen den Unlauteren Wettbewerb 
   positioniert.  
 
   Mit großer Genugtuung haben wir daher wahrgenommen, dass das Bundesministerium für 
   Arbeit und Soziales Haus unmittelbar auf den REPORT MAINZ-Beitrag in Sinne unseres 
   gemeinsamen Anliegens reagiert hat.  
 
   Das bestärkt uns in unserer dringenden Bitte an Sie, sehr geehrter Herr Minister, sich ebenfalls 
   dafür einzusetzen, dass die Neuregelungen im Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
   nicht erst Ende 2026 auf den Weg zu bringen, sondern diese schnellstmöglich umzusetzen. 
 
   
 



   Das seriöse Taxi- und Mietwagengewerbe benötigt dringend eine Anpassung des Gesetzes, 
   um nicht in einem ruinösen Verdrängungswettbewerb mit teilweise kriminell agierenden 
   Konkurrenten zu unterliegen.     
 
 
   In der Hoffnung auf Ihre Unterstützung verbleibe ich mit freundlichen Grüßen 
   Ihr 
 

 
   
 
 
 

                Thomas Kroker 
                TMV-Präsident 
 
 
 


